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Die Gemeinde Höhenkirchen-Siegertsbrunn erlässt auf Grund des Art. 23 der Gemeindeordnung 

für den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796 

ff.), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573 ff.), und Art. 81 

Abs. 1 Nr. 4, 1 und 5 der Bayerischen Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 

August 2007 folgende Satzung:  

  

  

§ 1  

Anwendungsbereich 

  

(1) Die Satzung gilt für die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen im Sinne 

des Art. 1 Abs. 1 BayBO im Gemeindegebiet Höhenkirchen-Siegertsbrunn. Ausgenommen 

sind, wenn sie zu Wohnzwecken erfolgen, Änderungen oder Nutzungsänderungen im Sinne 

des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4b zweiter Halbsatz BayBO.  

  

(2) Regelungen in Bebauungsplänen oder anderen städtebaulichen Satzungen, die von den 

Regelungen dieser Satzung abweichen, haben Vorrang.  

  

(3) Diese Satzung regelt die Pflicht Fahrradabstellmöglichkeiten herzustellen.  

  

 

§ 2 

Pflicht zur Herstellung von Kraftfahrzeugplätzen  

  

(1) Bei der Errichtung von Anlagen, für die ein Zu- oder Abfahrtsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu 

erwarten ist, sind Stellplätze herzustellen. Bei der Änderung oder Nutzungsänderung von 

Anlagen sind Stellplätze herzustellen, wenn dadurch zusätzlicher Zu- oder Abfahrtsverkehr zu 

erwarten ist.  

  

(2) Die Zahl der notwendigen Stellplätze bemisst sich nach der Anlage nach Anlage 1 zur Satzung. 

Anlage 1 ist Bestandteil der Satzung. Ist eine Nutzung nicht in der Anlage aufgeführt, ist die Zahl 

der notwendigen Stellplätze in Anlehnung an eine oder mehrere vergleichbare Nutzungen der 

Anlage zu ermitteln.  

  

(3) Die Ermittlung erfolgt jeweils nach Nutzungseinheiten. Bei baulichen Anlagen, die 

unterschiedliche Nutzungsarten enthalten, wird die Zahl der notwendigen Stellplätze getrennt 

nach der jeweiligen Nutzungsarten ermittelt. 

  

(4) Die Zahl an notwendigen Stellplätzen ist jeweils auf eine Dezimalstelle zu ermitteln und nach 

kaufmännischen Grundsätzen zu runden. Bei baulichen Anlagen mit mehreren 

Nutzungseinheiten oder unterschiedlichen Nutzungsarten erfolgt die Rundung erst nach Addition 

der für jede Nutzungseinheit und jede Nutzungsart notwendigen Stellplätze.  

 

 

§ 3  

Herstellung und Ablöse der Stellplätze  

  

(1) Die nach §§ 2 und 3 dieser Satzung erforderlichen Stellplätze sind auf dem Baugrundstück 

oder auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks herzustellen (max. 
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150 m Luftlinie vom Hauseingang). Bei Herstellung der Stellplätze auf einem geeigneten 

Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks ist dessen Benutzung für diesen Zweck 

gegenüber dem Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern. 

  

(2) Die Inanspruchnahme derselben Stellplätze durch zwei oder mehrere Nutzungen mit 

unterschiedlichen Geschäfts- oder Öffnungszeiten (Wechselnutzung) kann zugelassen 

werden, wenn sichergestellt ist, dass keine Überschneidungen der Benutzung des 

Stellplatzes auftreten und keine negativen Auswirkungen auf den Verkehr in der Umgebung 

zu erwarten sind. 

 

(3) Soweit die Unterbringung der Stellplätze, die herzustellen sind, auf dem Baugrundstück oder 

in Nähe des Baugrundstücks nicht möglich ist, kann die Verpflichtung nach § 2 in 

besonderen Einzelfällen auf Antrag auch dadurch erfüllt werden, dass die Kosten für die 

Herstellung der notwendigen Stellplätze in angemessener Höhe gegenüber der Gemeinde 

(Ablösevertrag) übernommen werden. Zur Ermittlung der Ablösesumme wird ein 

kalkulatorischer Ansatz angewendet. Folgende Punkte fließen in die Berechnung ein: 

Grundstückskosten gem. Bodenrichtwert je Stellplatz (ca. 25m²), Herstellungskosten, 

Multiplikator als kommunaler Faktor (1,2).  

 

(4) Von der Möglichkeit der Ablöse nach Absatz 3 sind Nutzungen ausgenommen, die für ihren 

geordneten Betriebsablauf darauf angewiesen sind, ihren Zu- und Abfahrtsverkehr durch 

Stellplätze auf dem Baugrundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe des 

Baugrundstücks abzuwickeln.  

 

 

 § 4  

Reduzierung der notwendigen Stellplatzanlagen durch Mobilitätskonzepte*³ 

 

(1) Wird für eine Anlage (mind. 5 abgeschlossene Wohneinheiten oder 10 nachzuweisenden 

Kfz-Stellplätze) ein qualifiziertes Mobilitätskonzept vorgelegt, so kann im Einzelfall die 

Stellplatzpflicht für Kraftfahrzeuge im Einvernehmen mit der Gemeinde um bis zu 25% 

reduziert werden. 

 

(2) Die Reduzierung muss mind. vier Wochen vor Einreichung der Antragsunterlagen vertraglich 

mit der Gemeinde vereinbart werden. 

 

(3) Ein qualifiziertes Mobilitätskonzept im Sinne des Absatzes 1 stellt eine Konzeption dar, die 

geeignet ist, die Nachfrage der Bewohner bzw. Nutzer der Anlage nach Stellplätzen durch 

die Nutzung neuer/alternativer Mobilitätsformen zu reduzieren. Dazu zählen insbesondere:  

1. die Teilnahme an einem Car-Sharing-Konzept und / oder 

2. die Vorhaltung von Maßnahmen, welche die Nutzung von Fahrrädern besonders 

unterstützen (z.B. die Bereitstellung von E-Bikes, E-Rollern, Lastenrädern oder 

Pedelecs über Bike-Sharing-Konzepte) oder die Errichtung von zusätzlichen 

Abstellflächen/-räumen für Lastenräder und Fahrradanhänger und / oder 

 

3. weitere innovative Mobilitätsangebote, auch solche des ÖPNV (Abo), Jobräder oder 

ähnliches. 

 

Die Kosten des Mobilitätskonzeptes trägt der Antragsteller bzw. Bauherr.  
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(4) Wird das im Vertrag beschriebene Mobilitätskonzept nicht mehr umgesetzt, behält sich die 

Gemeinde vor, den ursprünglich vorhandenen Stellplatzbedarf nachzufordern. Dies kann auf 

dem eigenen oder auf einem anderweit geeigneten in unmittelbarere Nähe liegenden 

Grundstück erfolgen. 

 

 

§ 5  

Anforderungen an die Herstellung  

  

(1) Für Stellplätze in Garagen gelten die baulichen Anforderungen der Verordnung über den Bau 

und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom 30. 

November 1993 in ihrer jeweils gültigen Fassung.  

  

(2) Im Übrigen sind Stellplätze in ausreichender Größe und in Abhängigkeit der beabsichtigten 

Nutzung herzustellen. Es gilt Art. 7 BayBO.  

 

(3) Durch die Stellplätze und ihre Nutzung dürfen keine hohen thermischen und hydrologischen 

Lasten und erhebliche unterdurchschnittliche ökologische sowie wohnklimatische Werte 

entstehen.*² 

 

(4) Dächer mit einer Neigung bis zu 20 Grad von Garagen, Carports und Tiefgarageneinfahrten 

sind ab einer Gesamtfläche von 50 m² ganzflächig mit einer Dachbegrünung auszustatten 

und konstruktiv entsprechend auszubilden, sofern sie nicht transparent gestaltet werden. 

Sind technische Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie 

vorgesehen, ist die Dachbegrünung durchlaufend unter der jeweiligen Anlage anzuordnen.  

Bei der Errichtung von PV-Anlagen sind etwaige Abstandsflächen eigenverantwortlich im Sinne 

des Art. 6 BayBO sowie weitere sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften zu prüfen und 

einzuhalten.  

(5) Soweit keine Belange des Ortsbildes und des Denkmalschutzes entgegenstehen, sind 

Fassaden von mehrgeschossigen Garagenanlagen zu begrünen. Dies gilt nicht, soweit 

Fassadenflächen von Anlagen zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie beansprucht werden. 

 

 

§ 6 

Gestaltung von Stellplätzen  

  

(1) Die nach den Vorschriften der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und den Festsetzungen 

dieser Satzung erforderlichen Stellplätze sind zwingend unter Berücksichtigung der Ziele des 

Klimaanpassungsgesetzes (KAnpG) und der örtlichen Gegebenheiten zu gestalten.  

  

(2) Ausschließlich wasserdurchlässige Oberflächenbefestigungen sind für Stellplatzflächen 

zulässig. Hierzu gehören u.a. Rasengittersteine, Schotterrasen, Sickerpflaster mit 

ausreichend breiten Fugen oder vergleichbare Beläge, die eine vollständige oder 

weitestgehende Entsiegelung gewährleisten und die Versickerung von Niederschlagswasser 

auf der gesamten Stellplatzfläche ermöglichen. Vollflächig versiegelte, nicht 

wasserdurchlässige Beläge wie Asphalt oder Beton sind für Stellplatzflächen grundsätzlich 

unzulässig. Ausnahmen sind nur für notwendige, technisch bedingte Funktionsflächen, wie 
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beispielsweise Ladezonen oder Müllstandorte, und nur im absolut erforderlichen Umfang 

zulässig.  

 

(3) Bei der Errichtung von bis zu vier Stellplätzen besteht keine Verpflichtung zur Begrünung. 

Ab einer Gesamtzahl von fünf oder mehr herzustellenden Stellplätzen ist die Stellplatzfläche 

durch Begrünung gestalterisch aufzuwerten (z.B. aufgelockerte Positionierung) und 

ökologisch zu verbessern. Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume richtet sich dabei nach der 

Gesamtzahl aller Stellplätze: 

Für je angefangene vier Stellplätze ist ein standortgerechter und klimaresistenter Baum 

vorzusehen (z. B. Baum der Wuchsordnung II)*1. Die Bäume sind innerhalb oder in 

unmittelbarer Nähe der Stellplatzanlage zu integrieren. Alternativ oder ergänzend können 

größere bepflanzte Grüninseln (mind. 25m²) angelegt werden. Die bepflanzten Grüninseln 

sollen Schatten spenden, zur Verdunstung beitragen und die Luftqualitätat verbessern. 

Es sind vorrangig hitze- und trockenheitstolerante Pflanzenarten mit positiver Wirkung auf 

das Mikroklima und die Artenvielfalt zu verwenden. 

 

(4) Die oberirdische Entwässerung der Stellplatzflächen hat ausschließlich dezentral und durch 

Versickerung auf dem jeweiligen Baugrundstück zu erfolgen.  

 

 

§ 7  

Pflicht zur Herstellung von Fahrradabstellplätzen  

  

(1) Die Anzahl der erforderlichen Fahrradabstellplätze ist anhand der Richtzahlenliste (Anlage 

1) zu ermitteln. Diese sind in auseichender Zahl und Größe und in geeigneter 

Beschaffenheit zu errichten.  

  

(2) Die Verpflichtung zur Herstellung von Fahrradabstellmöglichkeiten besteht entsprechend, 

wenn durch die Änderung oder Nutzungsänderung eines Gebäudes ein zusätzlicher Bedarf 

zu erwarten ist.  

  

 

§ 8  

Begriffsbestimmungen  

  

Ein Fahrradabstellplatz ist eine bauliche Errichtung zum Abstellen von Fahrrädern.  

  

 

§ 9  

Anzahl, Beschaffenheit und Gestaltung der Fahrradabstellplätze  

  

(1) Die Anzahl der notwendigen Fahrradabstellplätze sind anhand der Richtzahlenliste zu 

ermitteln, die als Anlage 1 Bestandteil dieser Satzung ist.  

  

(2) Notwendige Fahrradabstellplätze sind so herzustellen, dass sie gut zugänglich, ausreichend 

beleuchtet und von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über Rampen oder 

Treppen mit Rampen verkehrssicher erreichbar sind.  

  



Seite 7 von 19 
 

(3) Notwendige Fahrradabstellplätze müssen eine Absperrmöglichkeit 

(Rahmenanschlussmöglichkeit) für das Fahrrad haben und dem Fahrrad einen sicheren 

Stand ermöglichen. In Gebäuden sind auch andere gesicherte Fahrradabstellmöglichkeiten 

realisierbar.  

  

(4) Die Fläche eines notwendigen Fahrradabstellplatzes soll 1,5 m² nicht unterschreiten. Diese 

Fläche kann bei Verwendung von geeigneten Ordnungssystemen unterschritten werden. 

Die Mindestabstände der Fahrräder in Ordnungssystemen sind an die DIN 79008 

anzupassen. Die Maße bei ebenerdiger Einstellung 70 cm, bei Hoch- und Tiefeinstellung 50 

cm, jeweils gemessen ab dem Fahrradrahmen, sind nicht zu unterschreiten.  

  

(5) Bei Gebäuden nach Anlage 1 (ausgenommen Nr. 9) sind ab 10 notwendige 

Fahrradabstellmöglichkeiten 10% für Lastenräder mit einer Mindestbreite von 1,20 m und 

2,50 m Länge vorzusehen. Bei Berechnungen ist auf den vollen Stellplatz aufzurunden.   

  

(6) Notwendige Fahrradabstellplätze müssen grundsätzlich ungehindert und unabhängig 

voneinander nutzbar sein.  

 

(7) Stellflächen für Fahrradabstellplätze im Freien sind unversiegelt oder mit 

wasserdurchlässigem Belag und breitflächiger Versickerung auszuführen (z. B. 

Rasengittersteine). Nicht überdachte Fahrradabstellplätze sind durch geeignete 

Bepflanzungen räumlich zu fassen und gestalterisch in die Umgebung einzubinden. Die 

Bepflanzung soll zur Abschirmung gegenüber angrenzenden Nutzungen zur optischen 

Aufwertung sowie zur Verbesserung des Mikroklimas beitragen.  

 

(8) Ab 10 zu errichtende Fahrradabstellplätzen sind mindestens 50 % der Plätze zu überdachen.  

  

(9) Flachdächer bzw. flach geneigte Dächer (bis 10 Grad) von Fahrradabstellplätzen sind mit 

dauerhafter Bepflanzung4 zu begrünen, sofern sie nicht für Photovoltaikanlagen genutzt 

werden. 

  

(10) Private Fahrradabstellplätze müssen leicht und auf kurzem Weg (max. 150 m Fußweg zu 

einem Gebäudeeingang) erreichbar sein.   

  

  

§ 10  

Abweichungen  

  

Unter den Voraussetzungen des Art. 63 BayBO können Abweichungen zugelassen werden  

  

 

§ 11  

Ordnungswidrigkeiten  
  

Mit Geldbuße bis zu 500.000 Euro kann gemäß Art. 79 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayBO belegt werden, 

wer  

- Stellplätze entgegen § 2 dieser Satzung nicht oder   

- entgegen den Geboten und Verboten des § 3 oder § 4 errichtet.  
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§12  

Inkrafttreten  

  

Die Satzung tritt am 01.09.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Anzahl und 

Beschaffenheit von Stellplätzen in der Gemeinde Höhenkirchen-Siegertsbrunn vom 24.05.2023 

außer Kraft. 

  

  

Höhenkirchen-Siegertsbrunn, 25.08.2025 

  

gez. 

Mindy Konwitschny  

Erste Bürgermeisterin  
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*1 Beispiele für Wuchsordnung II – mittelgroße Bäume unter 20 Meter  

- Acer campestre - Feld-Ahorn  

- Aesculus x carnea - Rotblühende Rosskastanie  

- Aesculus flava - Pavie/Gelbe Rosskastanie  

- Alnus cordata - Herzblättrige Erle  

- Alnus glutinosa - Rot-/ Schwarzerle  

- Alnus incana - Grau-Erle  

- Alnus x spaethii - Späths Erle  

- Betula pendula - Weiß-Birke  

- Carpinus betulus - Hainbuche  

- Celtis australis - Europäischer Zürgelbaum  

- Corylus colurna - Baum-Hasel  

- Ostrya carpinifolia - Hopfenbuche  

- Parrotia persica - Eisenholzbaum  

- Prunus avium - Vogelkirsche  

- Pyrus pyraster - Holzbirne  

- Quercus frainetto - Ungarische Eiche  

- Sorbus aria - Mehlbeere  

- Sorbus domestica - Speierling  

- Sorbus torminalis - Elsbeere  

- Ulmus x hollandica “Lobel“ - Schmalkronige Stadtulme  

- Ulmus pumila - Sibirische Ulme  

- Zelkova - Zelkove  
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*2 Anmerkung zu für § 5 Abs. 3 StS 

Parkplätze (Stellplätze) sollen nicht dazu führen, dass die Umwelt stark belastet wird – z. B. durch 

Hitze, viel Regenwasser oder schlechte Luft und Lebensqualität. 

Beispiele für unerwünschte Folgen: 

Thermische Lasten (Wärmebelastung): 

Wenn der Parkplatz komplett aus schwarzem Asphalt ist, heizt er sich im Sommer stark auf. 

→ Das macht die Umgebung heißer und unangenehmer (Hitzeinsel-Effekt). 

Hydrologische Lasten (Regenwasser-Probleme): 

Wenn Regen nicht im Boden versickern kann (weil alles versiegelt ist), fließt das Wasser oberirdisch 

ab. 

→ Das kann zu Überschwemmungen oder Belastung der KanalisaTon führen. 

Ökologische Belastung: 

Wenn bei der Gestaltung keine Pflanzen, Bäume oder Grünflächen eingeplant werden. 

→ Dann haben Tiere keinen Lebensraum, und die Artenvielfalt nimmt ab. 

Wohnklimatische Werte (Lebensqualität): 

Wenn es durch den Parkplatz heiß, laut oder ungemütlich wird. 

→ Das kann die Wohnqualität für Menschen in der Nähe verschlechtern. 

 

Umsetzungsbeispiele: 

1. Begrünte Stellplätze 

Beispiel: Rasengittersteine oder Pflaster mit offenen Fugen statt Asphalt. 

Vorteil: Regenwasser kann versickern, es entsteht weniger Hitze, mehr Grünfläche bleibt erhalten. 

2. Pflanzung von Bäumen oder Sträuchern 

Beispiel: Jeder 2. oder 3. Stellplatz hat einen schattenspendenden Baum daneben. 

Vorteil: Reduziert Hitze, verbessert Luftqualität, spendet Schatten, verbessert das Mikroklima. 

3. Versickerungsflächen und Mulden 

Beispiel: Regenwasser vom Parkplatz wird in begrünte Mulden oder Rigolen geleitet. 

Vorteil: Entlastung der Kanalisation, natürliche Reinigung des Wassers, weniger 

Überschwemmungen. 

4. Blühstreifen oder Grünflächen integrieren 

Beispiel: Randstreifen des Parkplatzes mit heimischen Wildblumen bepflanzen. 

Vorteil: Fördert Artenvielfalt, sieht schöner aus, verbessert das Wohnumfeld. 

5. Helle oder reflektierende Beläge verwenden 

Beispiel: Verwendung von hellem Pflasterstein statt dunklem Asphalt. 

Vorteil: Reduziert Aufheizung durch Sonneneinstrahlung. 

6. Schallschutz und Sichtschutz durch Bepflanzung 

Beispiel: Hecken oder bepflanzte Zäune an den Rändern zu Wohngebieten. 

Vorteil: Weniger Lärm und Abgase für Anwohner, mehr Privatsphäre. 

7. Ladestationen für E-Autos mit Solardach 

Beispiel: Stellplätze mit Überdachung aus Photovoltaik-Paneelen. 

Vorteil: Schutz vor Hitze, Stromerzeugung, Förderung nachhaltiger Mobilität. 
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*3 Mögliche Eckpunkte eines Städtebaulichen Vertrages zur Reduzierung des 

Stellplatzbedarfes  

- Für Maßnahmen außerhalb der durch den Antragsteller überplanten Fläche ist ein 

Investitionsbetrag i.H.v. ________ € durch den Antragsteller an die Gemeinde zu Zahlen. 

Der Betrag ermittelt sich durch den tatsächlichen Aufwand. Dieser Betrag ist innerhalb von 

_____ Wochen nach Einreichung der Unterlagen zu entrichten. -  Die Vorlage des 

umgesetzten Konzeptes erfolgt mit Beginn der Nutzung des Gebäudes. Ein 

Erfahrungsbericht ist in Abständen von ___ Monaten / Jahren der Gemeinde 

unaufgefordert vorzulegen. Der Erfahrungsbericht soll folgende Angaben gemacht werden:   

z. B. Anzahl der Wohneinheiten / Bewohner, Anzahl der Kfz im Besitz und der regelmäßig 

auf den genehmigten Stellplätzen abgestellten Fahrzeuge (u. A. Dienstfahrzeuge), 

Beschreibung der Informations- und Buchungsmöglichkeit der  

Mobilitätsangebote. Änderungen im Angebot der Mobilitätsleistungen, anonymisierte 

Buchungsdaten (Auslastung / Inanspruchnahme), Auslastung der Stellplätze auf 

Privatgrund.  

- Details zur Nachforderung von nicht mehr umgesetzten Mobilitätskonzepten.  

- Aktualisierung / Anpassung des Konzeptes vor Änderung / Nutzungsänderung der baulichen 

Anlage.  

- Weitergabe der Vertragspflichten an etwaige Rechtsnachfolger bzw. künftigen Eigentümern 

– Informationspflicht gegenüber der Gemeindeverwaltung  

- Wird im Rahmen eines genehmigungsfähigen Mobilitätskonzepts eine Verringerung der 

nach dieser Satzung erforderlichen Anzahl an Stellplätzen beantragt und gewährt, ist die 

Differenz zwischen der regulären und der reduzierten Stellplatzanzahl durch geeignete 

Maßnahmen dauerhaft vorzuhalten. Die Gemeinde kann den Nachweis der dauerhaften 

Vorhaltung und Wirksamkeit dieser Maßnahmen verlangen. Bei Wegfall oder 

Unwirksamkeit der vorgesehenen Maßnahmen kann die nachträgliche Herstellung der 

ursprünglich geforderten Stellplatzanzahl angeordnet werden. 

 

*4 Vorschläge für eine Dachbegrünung:  
- Dachbegrünung kann in extensiver oder intensiver Form ausgeführt werden gem. 

Richtlinien für die Planung, Bau und Instandhaltungen von Dachbegrünungen der 

Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e. V. FLL auf Dachflächen.   

- Die Dachbegrünung kann mit anspruchslosen, trockenheitsverträglichen, flachwüchsigen 

Gräsern, Kräutern und Stauden ausgeführt werden. Die Pflanzenauswahl ist dem Standort 

anzupassen.  

- Die Begrünung sollte im zweiten Vegetationsjahr eine vollständige Begrünung des Dachs 

erreicht haben, bei Ausfall von einzelnen Pflanzen ist nach zu pflanzen, so dass einen 

Mindestbegrünung von 90 % der Dachfläche erreicht wird. Die Begrünung ist in 

regelmäßigen Abständen, ca. 1-mal im Jahr, zu kontrollieren und dauerhaft zu erhalten.   

Eine Kombination mit Solaranlagen ist möglich und wünschenswert  

- begrünte Dachflächen und Anlagen zur Nutzung der Solarenergie (aufgeständert) ergänzen 

sich gegenseitig positiv (u. a. Wasserrückhalt bei Starkregen,  

Leistungssteigerung der Module)  

- Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie können aufgeständert über einer 

ganzflächigen Dachbegrünung ausgeführt werden.   
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Anlage 1 zur Satzung über die Herstellung von Stellplätzen sowie den Stellplatzbedarf für Kraftfahrzeuge und Fahrräder  

(Stellplatzsatzung – StS)  

Nr.  Verkehrsquelle  
Zahl der Stellplätze  

(ab 0,51 wird aufgerundet)  

Hiervon f.  

Besucher i.H.v.  

(ab 0,51 wird 

aufgerundet)  

Anzahl der  

Fahrradstellplätze  

(ab 0,51 wird aufgerundet)  

Hiervon f. Besucher   

i.H.v.   

(ab 0,51 wird 

aufgerundet)  

1.  Wohngebäude (Wohnungen / Einfamilienhäuser / Mehrfamilienhäuser / Apartments)  

  

1.1.  
Gebäude mit Wohnungen bis  

45 m² Wohnfläche  

1 Stellplätze je Wohnung, 

bei Mietwohnungen, für die 

eine Bindung nach dem  

Bayerischen  

Wohnraumförderungsgesetz 

besteht, 0,5 Stellplätze  

-  
1 Stellplatz je  

Wohneinheit  

-  

1.2.  
Gebäude mit Wohnungen ab 46 m² 

bis 75 m² Wohnfläche  

1,5 Stellplätze je  

Wohneinheit, bei  

Mietwohnungen, für die eine  

Bindung nach dem  

Bayerischen  

Wohnraumförderungsgesetz 

besteht, 0,5 Stellplätze  

-  
2 Stellplätze je  

Wohneinheit  

-  
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1.3.  Gebäude mit Wohnungen ab 76 m²   

2 Stellplätze je  

Wohneinheit, bei  

Mietwohnungen, für die eine  

Bindung nach dem  

Bayerischen 

Wohnraumförderungsgesetz 

besteht, 0,5 Stellplätze 

-  
3 Stellplätze je  

Wohneinheit  
-  

1.4.  Kinder- und Jugendwohnheime  

1 Stellplatz je 20 Betten, jedoch 

mindestens 2 Stellplätze  75 %  
1 Stellplatz je 2  

Betten  
75 %  

1.5.  Studentenwohnheime  1 Stellplatz je 5 Betten  10 %  
1 Stellplatz je 2  

Betten  
10 %  

1.6.  
Schwester-/ Pflegewohnheime, 

Arbeiterwohnheime u.ä.  1 Stellplatz je 4 Betten,   10 %  
1 Stellplatz je 2  

Betten  
25 %  

1.7.  

Altenwohnheime, Altenheime,  

Langzeit- und  

Kurzzeitpflegeheime,  

Tagespflegeeinrichtungen u.ä.  

1 Stellplatz je 15 Betten bzw. 

Pflegeplätzen Mindestens 2 

Stellplätze   

50 %  
1 Stellplatz je 7  

Betten  
75 %  

1.8.  

Obdachlosenheime,  

Gemeinschaftsunterkünfte für  

Leistungsberechtigte nach dem  

Asylbewerberleistungsgesetz  

 

1 Stellplatz je 30 Betten, 

mindestens 2 Stellplätze  
10 %  

1 Stellplatz je 10  

Betten  
10 %  
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2.  Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen    

2.1.  
Büro- und Verwaltungsräume  

(Allgemein)  

1 Stellplatz je 40 m²  

Nutzfläche  
20 %  

1 Stellplatz je 30 m²  

Nutzfläche  

Mind. 1 Stellplatz;  

Zusätzlich je 100 m² 

Nutzfläche 1 weiterer 

Stellplatz  

2.2.  

Räume mit erheblichem  

Besucherverkehr (z.B. Schalter- 

, Abfertigungs- oder  

Beratungsräume. Arztpraxen 

und dgl.)  

1 Stellplatz je ´30 m²  

Nutzfläche  

Mindestens 3 Stellplätze  

75 %  
1 Stellplatz je 20 m²  

Nutzfläche  

Mind. 3 Stellplätze; 

zusätzlich je 100 m² 

Nutzfläche 1 weiterer 

Stellplatz  

3.  
Verkaufsstätten  

(Ist die Lagerfläche größer als 10 % der Verkaufsnutzfläche, so ist für die Mehrfläche ein Zuschlag nach Ziffer 8.2 zu berechnen)  

 

3.1.  Läden  

1 Stellplatz je 40 m² 

Verkaufsfläche für 

den Kundenverkehr 

mindestens 2  

Stellplätze je Laden  

75 %  
1 Stellplatz je 30 m²  

Verkaufsfläche  

--  

3.2.  

Waren- und  

Geschäftshäuser bis 299 m ²  

Verkaufsnutzfläche  

Einzelhandelsbetriebe ab  

300 m² Verkaufsnutzfläche  

1 Stellplatz je 40 m ²  

Verkaufsfläche  
75 %  

1 Stellplatz je 25 m²  

Verkaufsfläche  

--  
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4.  Versammlungsstätten, Kirchen   

4.1.  

Versammlungsstätten von 

überörtlicher Bedeutung (z.B.  

Theater, Konzerthäuser,  

Mehrzweckhallen)  

1 Stellplatz je 5  

Sitzplätze  
90 %  

1 Stellplatz je 10  

Sitzplätze  

--  

4.2.  

Sonstige  

Versammlungsstätten (z.B.  

Lichtspieltheater,  

Schulaulen,   

Vortragssäle)  

1 Stellplatz je 10  

Sitzplätze  
90 %  

1 Stellplatz je 10  

Sitzplätze  

--  

4.3.  Kirchen  
1 Stellplatz je 30  

Sitzplätze  
90 %  

1 Stellplatz je 10  

Sitzplätze  

  

5.  Sportstätten   

5.1.  Sportplätze und Sportstadien  

1 Stellplatz je 300 m² 

Sportfläche; 

zusätzlich 1  

Stellplatz je 15  

Besucherplätze 

--  
1 Stellplatz je 180 

m² Sportfläche  

--  

5.2.  
Turn- und Sporthallen  

 

1 Stellplatz je 50 m² 

Hallenfläche; 

zusätzlich 1 

Stellplatz je 15  

Besucherplätze 

--  
1 Stellplatz je 25 m²  

Hallenfläche  

--  
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5.3.  
Tennisplätze,  

Squashanlagen  

2 Stellplätze je  

Spielfeld; zusätzlich  

1 Stellplatz je 15  

Besucherplätze  

--  
4 Stellplätze je  

Spielfeld  

--  

5.4.  Minigolfplätze  
6 Stellplätze je  

Minigolfanlage  
--  

8 Stellplätze je  

Minigolfanlage  

--  

5.5.  Kegel- und Bowlingbahnen  4 Stellplätze je Bahn  --  4 Stellplätze je Bahn  --  

5.6  Fitnesscenter  
1 Stellplatz je 40 m²  

Nutzfläche  
  

1 Stellplatz je 25 m²  

Nutzfläche  

--  

5.7.  Freibäder und Freiluftbäder  

1 Stellplatz je 300 m²  

Grundstücksfläche    

1 Stellplatz je 100  

m²  

Grundstücksfläche  

  

5.8.  
Hallenbäder  

 

1 Stellplatz je 10  

Kleiderablagen  

Zusätzlich 1  

Stellplatz je 15  

Besucherplätze  

  

1 Stellplatz je 10  

Kleiderablagen  

Zusätzlich 1  

Stellplatz je 15  

Besucherplätze  

  

6.  Gaststätten- und Beherbergungsbetriebe  

6.1.  Gaststätten   
1 Stellplatz je 10 m²  

Gastraumfläche,   
75 %  

1 Stellplatz je 7,5 m²  

Gastraumfläche  

--  

6.2.  

Spiel- und Automatenhallen, 

Billard-Salons, sonst.  

Vergnügungsstätten  

1 Stellplatz je 20 m² 

Nutzungsfläche, 

mindestens 3  

Stellplätze  

90 %  
1 Stellplatz je 20 m²  

Nutzungsfläche  
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6.2.  
Hotels, Pensionen, Kurheime 

u.a. Beherbergungsbetriebe  

1 Stellplatz je 6  

Betten, bei  

Restaurationsbetrieb  

Zuschlag nach den  

Nrn. 6.1 oder 6.2  

75 %  
1 Stellplatz je 10  

Betten, mind. 5  

--  

6.3.  Jugendherbergen  
1 Stellplatz je 15  

Betten  
75 %  

1 Stellplatz je 10  

Betten  

--  

7.  Krankenanstalten / Kliniken  

7.1.  

Krankenanstalten von 

überörtlicher Bedeutung  

(z. B. 

Schwerpunktkrankenhäuser), 

Kliniken von Privatbetreibern  

1 Stellplatz je 4  

Betten  
60 %    --  

7.2.  
Krankenanstalten von örtlicher 

Bedeutung  

1 Stellplatz je 6  

Betten  
60 %    --  

7.3.  

Sanatorien, Kuranstalten,  

Anstalten für langfristig  

Kranke  

1 Stellplatz je 4  

Betten  
25 %    --  

7.4.  Ambulanzen  

1 Stellplatz je 30 m² 

Nutzungsfläche, 

mindestens 3  

Stellplätze  

75 %  
1 Stellplatz je 3  

Betten  
--  
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8.  

Gewerbliche Anlagen   

(Der Stellplatz ist grundsätzlich nach der Nutzfläche zu berechnen. Ergibt sich dabei ein offensichtliches Missverhältnis zum tatsächlichen Stellplatzbedarf, so ist die Zahl der  

Beschäftigten zugrunde zu legen.)  

8.1.  
Handwerks- und  

Industriebetriebe  

1 Stellplatz je 70 m²  

Nutzfläche oder je 3  

Beschäftigte  

--  

1 Stellplatz je 5  

Beschäftigte, mind. 1  

Stellplatz  

--  

8.2.  

Lagerräume, Lagerplätze,  

Ausstellungs- und  

Verkaufsplätze  

1 Stellplatz je 100 m² 

Nutzfläche oder je 3 

Beschäftigte  
--  

1 Stellplatz je 5  

Beschäftigte, mind. 1  

Stellplatz  

--  

8.3.  Kraftfahrzeugwerkstätten  

6 Stellplätze je  

Wartungs- oder 

Reparaturstand  
--  

1 Stellplatz je 4  

Wartungs- und  

Reparaturstände  

--  

8.4.  Tankstellen   

Bei  

Einkaufsmöglichkeit 

über  

Tankstellenbedarf 

hinaus: Zuschlag nach 

3.1. (ohne 

Besucheranteil)  

--  2 Stellplatz   

--  

8.5.  

Automatische  

Kraftfahrzeugwaschstraßen 

bzw. Waschanlagen  

5 Stellplätze je  

Waschanlage  
--  --  

--  
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9.  Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung, sonstige Bildungseinrichtungen  

9.1.  
Schulen, Berufsschulen,  

Berufsfachschulen  

1 Stellplatz je  

Klasse, zusätzlich 1  

Stellplatz je 10  

Schüler über 18  

Jahre  

10 %  
1 Stellplatz je 3  

Schüler  

--  

9.2.  Hochschulen  
1 Stellplatz je 10  

Studierende  
  

1 Stellplatz je 10  

Studierende  

--  

9.3.  
Tageseinrichtungen für mehr als 

12 Kinder  

1 Stellplatz je 30 

Kinder, mindestens 2  

Stellplätze  
  

3 Stellplätze je  

Gruppe  
1 Stellplatz pro Gruppe  

9.4.  
Tageseinrichtungen für bis zu 12 

Kinder  1 Stellplatz    3 Stellplätze     

9.6.  
Jugendfreizeitheime und 

dergleichen  

1 Stellplatz je 15  

Besucherplätze  
  

1 Stellplatz je 10 m²  

Hauptnutzfläche  

--  

9.7.  
Berufsbildungswerke,  

Ausbildungsstätten u. ä.   

1 Stellplatz je 10  

Auszubildende  
  

1 Stellplatz je 10  

Auszubildende  

--  

10.  Verschiedenes      

10.1.  Kleingartenanlagen  
1 Stellplatz je 3  

Kleingärten  
--  

1 Stellplatz je 2  

Kleingarten  

--  

10.2.  Friedhöfe  

1 Stellplatz je 1.500  

m², jedoch mindestens 

10 Stellplätze  

  

5 Stellplätze je 1.500  

m², jedoch mindestens 5  

Stellplätze  

--  

 


